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EU-Zollreform: Neue Regeln für E-Commerce-Importe gelten ab 1. Juli 2026 
 
Ab dem 1. Juli 2026 gilt die Zollbefreiung für E-Commerce-Sendungen im Wert von bis zu 150 
Euro, die aus Nicht-EU-Ländern in die EU gelangen, nicht mehr; an ihre Stelle tritt gemäß der 
Verordnung (EU) 2026/382 ein vorübergehender Pauschalzoll in Höhe von 3 Euro pro Artikel. 
Die Maßnahme ist Teil der umfassenden EU-Zollreform, auf die sich das Europäische 
Parlament und die Mitgliedstaaten am 26. März 2026 geeinigt haben, und ist eine Reaktion 
auf den starken Anstieg von Importen mit geringem Warenwert: Allein im Jahr 2025 gelangten 
5,9 Milliarden Artikel in Sendungen mit geringem Warenwert zollfrei in die EU, wobei 
Sendungen mit geringem Warenwert mittlerweile 97 % aller importierten Artikel nach Volumen 
ausmachen. Die Europäische Kommission stellt in ihrer Pressemitteilung fest, dass eine EU-
weite Untersuchung aus dem Jahr 2025 ergab, dass über 60 % dieser Waren nicht den 
Produktsicherheitsanforderungen entsprechen. Die Zölle werden von Plattformen und 
Unternehmen erhoben, die am Verkauf und Transport der Waren beteiligt sind, nicht von den 
Verbrauchern bei der Lieferung. Die Maßnahme führt zudem Produktkennungen (PIDs) ein, 
um das Risikomanagement und die Zollkontrollen zu verbessern; diese gelten ab dem 1. Juli 
2026 auf freiwilliger Basis und sind ab November 2026 verbindlich. Spätestens am 1. 
November 2026 wird eine separate Bearbeitungsgebühr eingeführt, um die Zollbehörden für 
die Bearbeitungskosten zu entschädigen; die Höhe dieser Gebühr wird durch einen 
delegierten Rechtsakt festgelegt. Der Satz von 3 € ist eine Übergangsmaßnahme und wird ab 
Juli 2028 ersetzt, wenn der EU-Zolldatenhub in Betrieb genommen wird und die üblichen 
Zolltarifsätze gelten. 
 

Neuer irischer Ratsvorsitz plant politische Einigungen zu DAC und 

Tabaksteuerpaket 

Am 1. Juli 2026 übernahm Irland den rotierenden Ratsvorsitz. Im Vorfeld veröffentlichte es am 
25. Juni 2026 seine  Entwürfe für die Tagesordnungen der Tagungen des Rates „Wirtschaft 
und Finanzen“ (ECOFIN) für den Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 2026. Die 
Tagesordnungen geben einen ersten Hinweis auf die legislativen Meilensteine, die der Vorsitz 
im Bereich der Besteuerung anstrebt. Zwei wichtige Vereinbarungen stehen im Fokus: eine 
politische Einigung über das Tabaksteuerpaket auf der ECOFIN-Sitzung am 9. Oktober 2026, 
bestehend aus Vorschlägen zur Änderung der Richtlinie über die Struktur und die Sätze der 
Verbrauchsteuer auf Tabakwaren sowie einer Richtlinie über die allgemeinen Regelungen für 
die Verbrauchsteuer auf Tabakwaren, und eine politische Einigung über einen Vorschlag zur 
Neufassung der Richtlinie über die Verwaltungszusammenarbeit im Steuerbereich (DAC) auf 
der Sitzung am 11. Dezember 2026. Auf der Oktober-Sitzung wird zudem die EU-Liste der 
nicht kooperativen Länder und Gebiete in Steuerangelegenheiten überprüft, und der Vorsitz 
hat seine Bereitschaft signalisiert, alle Vorschläge der Kommission zum EU-
Mehrwertsteuerrahmen voranzubringen, sofern diese rechtzeitig vorgelegt werden. Für den 
„Taxation Omnibus“-Vorschlag ist in den Entwürfen der ECOFIN-Tagesordnungen für diesen 



Zeitraum derzeit keine Einigung vorgesehen. Die Entwürfe der Tagesordnungen sind vorläufig 
und können sich noch ändern. 

 
Verbrauchsteuer auf Alkohol: Gericht der Europäischen Union (EuG) klärt 
Regeln zur Steueraussetzung und Steuerbefreiung 
 
Am 1. Juli 2026 hat das Gericht der Europäischen Union in seinem Urteil in der Rechtssache 
T-361/25 entschieden und dabei die Voraussetzungen geklärt, unter denen die 
Verbrauchsteuer während der Beförderung von Alkohol im Rahmen einer Zollaussetzung fällig 
wird, sowie den Anwendungsbereich des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit im 
Zusammenhang mit Verbrauchsteuerbefreiungen. Der Fall betraf einen deutschen 
Chemievertriebshändler, der im Jahr 2016 Alkohol an Kunden unter Nutzung eines nationalen 
Weiterleitungsmechanismus geliefert hatte, bei dem die Waren direkt von den Lieferanten zu 
den Kunden transportiert wurden, ohne physisch das Steuerlager des Vertriebshändlers zu 
durchlaufen. Zur ersten Frage entschied der Gerichtshof, dass die Richtlinie 2008/118/EG 
(Richtlinie über allgemeine Verbrauchsteuerregelungen) einer nationalen Regelung 
entgegensteht, die eine Rechtsfiktion vorsieht, wonach ein zugelassener Lagerinhaber so 
behandelt wird, als habe er verbrauchsteuerpflichtige Waren aus seinem Steuerlager 
entgegengenommen und gleichzeitig versandt, wodurch eine neue 
Steueraussetzungsregelung ausgelöst wird, obwohl die Waren tatsächlich direkt von den 
Lieferanten an die Kunden überführt werden. Zur zweiten Frage entschied der Gerichtshof, 
dass die Richtlinie 92/83/EWG (Richtlinie über die Struktur der Verbrauchsteuern auf Alkohol) 
einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der eine Befreiung von der Verbrauchsteuer 
allein mit der Begründung verweigert wird, dass die erforderlichen Unterlagen fehlten oder 
verspätet vorgelegt wurden, wenn die Waren für steuerbefreite Zwecke verwendet wurden 
und keine Anhaltspunkte für Steuerhinterziehung, Steuerumgehung oder Steuerbetrug 
vorliegen. 

 

DG TAXUD der EU-Kommission veröffentlicht externe Studie: Diese sieht 

Reformbedarf bei der Mehrwertsteuer auf Finanzdienstleistungen 

Die Generaldirektion Steuern und Zollunion (GD TAXUD) der Europäischen Kommission hat 

eine umfassende externe Studie zur Besteuerung des Finanzsektors veröffentlicht. Die 

Studie, die als zweibändiger Abschlussbericht vorliegt (Band 1 enthält die Hauptanalyse und 

die Ergebnisse, Band 2 die Anhänge einschließlich der Zusammenfassung der Konsultation 

der Interessengruppen und der analytischen Methoden), konzentriert sich auf zwei 

Hauptthemen: die seit 1977 bestehende Mehrwertsteuerbefreiung für Finanzdienstleistungen 

gemäß Artikel 135 Absatz 1 Buchstaben a bis g der Mehrwertsteuerrichtlinie sowie die große 

Vielfalt nationaler sektorspezifischer Steuern, die in den Mitgliedstaaten erhoben werden und 

von denen 92 verschiedene Maßnahmen identifiziert wurden. Die Studie kommt zu dem 

Ergebnis, dass die Mehrwertsteuerbefreiung eine erhebliche versteckte 

Mehrwertsteuerbelastung verursacht, da Finanzinstitute die Vorsteuer nicht abziehen können 

und die Kosten daher stillschweigend tragen, was unternehmerische Entscheidungen verzerrt 

und die grenzüberschreitende Spezialisierung hemmt. Mit Blick auf mögliche Reformen 

skizziert die Studie drei allgemeine Ansätze: die Aktualisierung und Klarstellung bestehender 

Mehrwertsteuervorschriften ohne Aufhebung der Befreiung; die Verringerung der versteckten 

Mehrwertsteuerbelastung durch erweiterte Mehrwertsteuergruppierungen und 

Kostenteilungsvereinbarungen bei Beibehaltung der Befreiung; sowie grundlegendere 

Änderungen, wie die teilweise oder vollständige Aufhebung der Mehrwertsteuerbefreiung oder 

die Einführung einer Finanzaktivitätssteuer (FAT). Die Studie kommt zu dem Schluss, dass 

die ursprüngliche Begründung für die Mehrwertsteuerbefreiung nicht mehr zutrifft, dass der 

derzeitige Rahmen zu Verzerrungen, Komplexität und Fragmentierung führt und dass eine 



grundlegendere Reform praktisch durchführbar wäre, wobei anerkannt wird, dass jede 

endgültige Entscheidung letztlich von politischen Entscheidungen abhängt. 

 

Berichtsentwurf des Berichterstatters im Rechtsausschuss (JURI) des EU-

Parlaments schlägt weitreichende Änderungen am „EU Inc.“ Vorschlag vor 

 
Am 29. Juni 2026 veröffentlichte der Rechtsausschuss (JURI) des Europäischen Parlaments 
einen Berichtsentwurf des Berichterstatters René Repasi zur vorgeschlagenen „EU Inc.“-
Verordnung, mit dem der Vorschlag der Europäischen Kommission für einen harmonisierten 
28. Rechtsrahmen für Unternehmen gestärkt werden soll. Der Bericht führt einen neuen Artikel 
ein, der klarstellt, dass die Verordnung die Rechte und den Schutz der Arbeitnehmer, 
einschließlich des Streikrechts, des Rechts auf Tarifverhandlungen und des Rechts auf 
kollektive Maßnahmen, nicht einschränken darf. Was das Herkunftslandprinzip betrifft, schlägt 
der Berichterstatter vor, dieses ausschließlich auf gesellschaftsrechtliche Angelegenheiten zu 
beschränken, und warnt davor, dass die weiter gefasste Formulierung der Kommission die 
Gefahr birgt, dass „EU Inc.“ zu einem Instrument zur Umgehung nationaler Schutzstandards 
wird, anstatt ein europäisches Gütesiegel für „ “-Innovation zu sein. In Bezug auf die Gründung 
sieht der Bericht eine vollständig digitale Registrierung innerhalb von zwei Arbeitstagen zu 
Kosten von höchstens 100 € vor, wobei die zuständigen Behörden vor der Registrierung die 
Identität des Antragstellers, die Echtheit der eingereichten Informationen und die Einhaltung 
der Vorschriften zur Bekämpfung der Geldwäsche überprüfen müssen. Im Bereich der 
Unternehmensführung führt der Bericht ein freiwilliges, von den Führungskräften geführtes 
„EU Inc.“-Modell ein und ergänzt bestehende Mitarbeiteraktienoptionen (ESOs) durch 
Mitarbeiterbeteiligungsprogramme (ESOPs), wobei klargestellt wird, dass keines dieser 
Instrumente faire Löhne, Renten oder Sozialversicherungsbeiträge ersetzen darf. Im Bereich 
der Insolvenz ändert der Bericht das bestehende vereinfachte Abwicklungsverfahren der 
Kommission für Start-ups, indem er den rechtlich mehrdeutigen Verweis auf „innovativ“ 
streicht und die Bestellung eines Insolvenzverwalters als allgemeine Regel vorschreibt. Die 
Frist für Änderungsanträge endet am 17. Juli 2026, die Verabschiedung des Berichts ist für 
September 2026 vorgesehen. 
 
 

Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) des EU-Parlaments diskutiert künftige 

Ausrichtung der EU-Unternehmenssteuerpolitik 

Am 25. Juni 2026 erörterte der Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) des Europäischen 
Parlaments Änderungsanträge zum Entwurf des Initiativberichts der Berichterstatterin Kinga 
Kollár (EVP, Ungarn) über das Konzept der EU zur Unternehmenssteuerpolitik in einem sich 
wandelnden internationalen Umfeld, nachdem mehr als 170 Änderungsanträge eingereicht 
worden waren. Die Berichterstatterin begrüßte die Veröffentlichung des „Tax Omnibus“-
Pakets, da es viele der Vorschläge des Berichts widerspiegele, und betonte, dass die 
wirksamsten Lösungen zur Besteuerung digitaler Dienstleistungen eher multilateral als 
unilateral sein würden. Die S&D forderte angesichts der ins Stocken geratenen 
Verhandlungen über die erste Säule eine gemeinsame EU-Digitalabgabe, eine 
Folgenabschätzung zur substanzbasierten Safe-Harbor-Regelung mit den Vereinigten 
Staaten, eine Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit bei Fragen der 
Unternehmensbesteuerung im Zusammenhang mit Steuerhinterziehung und 
Steuervermeidung sowie eine Steuer auf Zufallsgewinne. Renew sprach sich für eine 
Stärkung der internationalen Zusammenarbeit im Rahmen der OECD, Ausnahmeregelungen 
für KMU und Vereinfachungen aus, um den Unternehmen Rechtssicherheit zu bieten. Die 
Linke forderte die Besteuerung digitaler Giganten und gleichzeitige Maßnahmen auf Ebene 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/JURI-PR-790143_EN.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/3e9822aa-8cef-40a1-904e-a53fc68e7265_en?filename=Proposal%20for%20an%20EU%20Inc%20corporate%20legal%20framework.pdf


der Mitgliedstaaten, der UNO und der OECD. Über alle Fraktionen hinweg sprachen sich die 
Abgeordneten für eine Verringerung der Fragmentierung bei „Pillar Two“, für mehr 
Steuertransparenz einschließlich einer öffentlichen länderbezogenen Berichterstattung sowie 
für eine Reform der EU-Liste der Steueroasen aus. Der Berichterstatter warnte davor, dass 
die Einführung einer EU-Digitalabgabe unter den derzeitigen geopolitischen Umständen einen 
Handelskrieg auslösen könnte, und betonte, dass die Vereinfachung nach wie vor der Bereich 
sei, in dem der stärkste politische Konsens herrsche. Die Kompromissverhandlungen dauern 
an. 

 

Globale Mindeststeuer: OECD aktualisiert Vereinbarung zur vereinfachten 

GloBE-Berichterstattung 

Am 25. Juni 2026 veröffentlichte die OECD eine überarbeitete Fassung ihrer gemeinsamen 
Vereinbarung zur globalen Mindeststeuer (GMT), die ursprünglich am 18. Mai 2026 
veröffentlicht worden war, um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass die Bahamas, 
Griechenland und die Slowakische Republik der Vereinbarung beigetreten sind bzw. ihre 
Teilnahme präzisiert haben. Die gemeinsame Vereinbarung ist eine freiwillige Regelung 
zwischen den umsetzenden Ländern, die es multinationalen Unternehmen (MNEs) 
ermöglicht, eine einzige zentralisierte GloBE-Informationserklärung einzureichen, anstatt in 
jedem Land, in dem sie tätig sind, separate Erklärungen abzugeben, wodurch der 
Verwaltungsaufwand und die Compliance-Kosten im Vorfeld der Abgabefristen reduziert 
werden. Polen tritt der gemeinsamen Vereinbarung nur in Bezug auf die EU-Mitgliedstaaten 
bei, während die Slowakische Republik in Bezug auf alle im Anhang aufgeführten Länder 
beitritt, mit Ausnahme derjenigen, die keine aktive Informationsaustauschbeziehung mit der 
Slowakischen Republik unterhalten. Nordmazedonien und Vietnam konnten sich nicht 
anschließen. Die gemeinsame Vereinbarung deckt nun fast alle umsetzenden Länder für das 
Jahr 2024 ab. Die OECD wird außerdem am 15. Juli 2026 (16:00–17:30 Uhr MESZ) ein 
virtuelles Webinar veranstalten, in dem die Ergebnisse ihrer 2026 durchgeführten 
wirtschaftlichen und en Folgenabschätzung der GMT vorgestellt werden, einschließlich des 
„Side-by-Side“-Pakets, das effektive Steuersätze, Gewinnverlagerungen und 
Steuereinnahmen abdeckt, sowie vorläufige Daten nach der Umsetzung zu den Auswirkungen 
der GMT auf die effektiven Steuersätze multinationaler Unternehmen sowie auf deren 
Investitions- und Beschäftigungsentscheidungen. Für die Teilnahme ist eine vorherige 
Anmeldung erforderlich. 
 
 
 
 
 
Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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Termin vormerken: Jubiläumskonferenz zum 10-jährigen Bestehen der ETAF  
 

 


